
Allgemeine Angaben

Allgemeine Angaben zum Unternehmen

Anzahl der Mitarbeiter

Konzernzugehörigkeit

Name des Bieters / der Bieter-
gemeinschaft

Weitere Angaben zu Betriebs-
ausstattung etc.

Bei unserem Unternehmen handelt es sich um ein KMU (kleines oder mittelständisches Unterneh-
men) gemäß der Empfehlung der EU-Kommission 2003/361/EG)

Ja Nein



Umsätze

Angaben zu den Umsätzen

Name des Bieters / der Bieter-
gemeinschaft

Im Folgenden bitte Angaben zum Umsatz des Unternehmens im Bereich der Lieferung von elektri-
scher Energie an Abnahmestellen, bezogen und aufgegliedert auf die letzten 3 Geschäftsjahre.

Jahr: Jahr: Jahr:

Umsatz im Bereich der Lieferung 
von elektrischer Energie an Abnah-
mestellen



Beschreibung der vergleichbaren Leistung Leistungsum-
fang (Mengen)

Leistungszeit-
raum

Auftraggeber 

Referenzen

Angaben zu den Referenzen

Name des Bieters / der Bieter-
gemeinschaft

Im Folgenden bitte Angaben zu den Referenzen des Unternehmens über ausgeführte vergleich-
bare Leistungen aus den letzten 3 Jahren, Benennung von mind. drei Bündelkunden mit Angabe 
des Leistungszeitraums, der gelieferten durchschnittlichen Menge an elektrischer Energie pro Jahr 
sowie der Auftraggeber mit Ansprechpartner.

Weitere Referenzen bzw. ergänzende Angaben zu einzelnen Referenzen können auf einem Bei-
blatt beigefügt werden. 



§ 123 Abs. 1 bis 4 GWB

Erklärung zu § 123 Abs. 1 bis 4 GWB
Ich / Wir erkläre(n) (§ 123 Abs. 1 bis 3 GWB), dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzu-
rechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

1) § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung 
terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuchs (kriminelle und terroristische Vereinigungen 
im Ausland),

2) § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat 
o-der wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziel-
len Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a 
Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,

3) § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4) § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Uni-

on oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden,
5) § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Euro-

päischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag 
ver-waltet werden,

6) § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
7) § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
8) den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbin-

dung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Ab-

geordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10) den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Förde-

rung des Menschenhandels).
Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung o-der 
die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. (Absatz 2)
Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person 
als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. (Absatz 3)

Ich / Wir erkläre(n) ferner (§ 123 Abs. 4 GWB), dass 
1) nicht durch eine rechtskräftige Gerichts- und bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wur-

de, dass mein / unser Unternehmen seine Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Bei-
trägen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und dies nicht durch eine rechtskräftige Gerichts- und 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder

2) mein / unser Unternehmen im Falle einer rechtskräftigen Gerichts- oder bestandskräftigen Verwaltungs-
entscheidung i. S. Nummer 1) seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlungen 
vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Angaben und Beiträgen zur Sozialversicherung ein-
schließlich Zinsen, Säumnis- oder Strafzuschlägen verpflichtet hat. 

Ich bin mir / Wir sind uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen mei-
nen / unseren Ausschluss von diesem und weiteren Vergabeverfahren sowie im Falle der Auftragserteilung ei-ne 
fristlose Kündigung des Vertrages zur Folge haben kann. 

Ort und Datum
Stempel und Unterschrift bzw. Nennung des Bie-
ters und des Unterzeichners in Textform:



§ 124 Abs. 1 GWB

Erklärung zu § 124 Abs. 1 GWB
Ich / Wir erkläre(n) (§ 124 Abs. 1 GWB), dass folgende fakultativen Ausschlussgründe gegen uns nicht vorliegen:

Sofern von folgenden Sachverhalten einzelne zutreffen sind diese nachstehend anzukreuzen:

Ich bin mir / Wir sind uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen mei-
nen/unseren Ausschluss von diesem und weiteren Vergabeverfahren zur Folge haben kann.

Keiner der nachstehend benannten Sachverhalte trifft auf unser Unternehmen zu

Das Unternehmen hat bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, 
sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen.
Das Unternehmen ist zahlungsunfähig, über das Vermögen des Unternehmens ist ein Insolvenzverfahren 
oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden, die Eröffnung eines solchen Verfahrens 
wurde mangels Masse abgelehnt, das Unternehmen befindet sich in einem Verfahren der Liquidation oder 
hat seine Tätigkeiten eingestellt.

Das Unternehmen hat im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung be-
gangen, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; das Verhalten einer rechtskräftig 
verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leistung des 
Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung 
oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.
Das Unternehmen hat Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen, die eine Verhinderung, Ein-
schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken.

Ich/Wir habe(n) Kenntnis von einer Wettbewerbsverzerrung, die daraus resultiert, dass mein/unser Unter-
nehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war.

Ich/Wir habe(n) Kenntnis von einem Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens, der 
die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens einbezogen war.

Das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auf-
trags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt und dies hat zu einer vor-
zeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt.
Mein/Unser Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegen-
de Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten oder ist nicht in der Lage ist, die erforderlichen 
Nachweise zu übermitteln. 

Mein/Unser Unternehmen hat 
a) versucht, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beein-

flussen,
b) versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabe-

verfahren erlangen könnte, oder 
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt, die die Vergabeentscheidung des 

öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder hat versucht, sol-che Informationen 
zu übermitteln.

Ort und Datum
Stempel und Unterschrift bzw. Nennung des Bie-
ters und des Unterzeichners in Textform:



§ 124. Abs. 2 GWB

Erklärung zu § 124 Abs. 2 GWB
Ich / Wir erkläre(n), dass weder das Unternehmen noch Angehörige des Unternehmens im Zusammenhang mit 
der Tätigkeit für das Unternehmen nach § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit, nach § 21 des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, nach § 98c des Aufenthaltsgesetzes oder gemäß § 19 Mindestlohngesetz mit 
einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer 
Geldbuße von wenigstens 2.500 € belegt worden sind. Straf- und Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen die 
genannten Gesetze sind gegen uns nicht anhängig.

Ich bin mir / Wir sind uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärungen mei-
nen/unseren Ausschluss von diesem und weiteren Vergabeverfahren zur Folge haben kann.

Ort und Datum
Stempel und Unterschrift bzw. Nennung des 
Bieters und des Unterzeichners in Textform:



Auftragsverarbeitung

Erklärung zu Auftragsverarbeitung
Ich/Wir erkläre(n), dass:
• ich/wir die Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere des Artikel 28 über 

die Vertragslaufzeit einhalten,
• ich/wir geeignete technische und organisatorische Maßnahmen ergreife(n), die den Schutz der Rechte der 

betroffenen Personen gewährleisten, 
• ich/wir keine weiteren Auftragsverarbeiter ohne vorherige gesonderte oder allgemeine schriftliche Genehmi-

gung des Verantwortlichen in Anspruch nehme(n),
• ich/wir bei Auftragserteilung einen Vertrag zur Auftragsverarbeitung nach dem Muster des Bayerischen 

Landesamt für Datenschutzaufsicht (https://www.lda.bayern.de/media/muster/formulierungshilfe_av.pdf) ab-
schließe(n). 

Ort und Datum
Stempel und Unterschrift bzw. Nennung des Un-
ternehmens und des Unterzeichners in Textform:



Anlage Schutzerklärung

Schutzerklärung

Zum Angebot.........................................................

1. Erklärung zum Vergabeverfahren:

Der Bewerber/ Bieter nimmt Kenntnis, dass die Nichtabgabe der Erklärung nach Nummer 2
oder die Abgabe einer wissentlich falschen Erklärung den Ausschluss von diesem 
Vergabeverfahren zur Folge hat.

2. Erklärung für den Fall der Zuschlagserteilung:

2.1 Der Bewerber/ Bieter versichert,

- dass er gegenwärtig sowie während der gesamten Vertragsdauer die Technologie von 
L.Ron Hubbard nicht anwendet, lehrt oder in sonstiger Weise verbreitet, er keine Kurse 
oder Seminare nach dieser Technologie besucht und Beschäftigte oder sonst zur Erfüllung 
des Vertrags eingesetzte Personen keine Kurse oder Seminare nach dieser Technologie 
besuchen lässt;

- dass nach seiner Kenntnis keine der zur Erfüllung des Vertrages eingesetzten Personen 
die Technologie von L. Ron Hubbard anwendet, lehrt oder in sonstiger Weise verbreitet 
oder Kurse oder Seminare nach dieser Technologie besucht.

2.2 Der Bewerber/ Bieter verpflichtet sich, solche zur Erfüllung des Vertrages eingesetzten 
Personen von der weiteren Durchführung des Vertrages unverzüglich auszuschließen, die 
während der Vertragsdauer die Technologie von L. Ron Hubbard anwenden, lehren, in 
sonstiger Weise verbreiten oder Kurse oder Seminare nach dieser Technologie besuchen.

2.3 Die Abgabe einer wissentlich falschen Erklärung nach Nummer 2.1 sowie ein Verstoß 
gegen die Verpflichtung nach Nummer 2.2 berechtigt den Auftraggeber zur Kündigung aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist. Weitergehende Rechte des Auftraggebers 
bleiben unberührt.

Ort, Datum …........................................

…....................................................................
Stempel und rechtsverbindliche Unterschrift des Bewerbers/ Bieters
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